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m Juli haben viele Haushalte 
die drastisch erhöhten Ab-
schlagsforderungen für Gas, 

Strom und Wasser erhalten. Wer 
noch nicht zu erhöhten Ab-
schlägen aufgefordert wurde, 
muss mit der Jahresabrechnung 
mit erheblichen Nachzahlungen 
rechnen. Allein die monatlichen 
Abschläge für Gas liegen in Ein-
familienhäusern bei oftmals 
300,– bis 400,– Euro monatlich. 
Mieter müssen je nach Größe 
und Wärmedämmung der Woh-
nung mit 100,– bis 200,– Euro 
monatlichen Heizkosten rechnen. 
Das ist für viele untragbar und 
erfordert massive Gegenwehr! 
Gegenüber 2021 sind die Gas-
preise für die Verbraucher um 
fast 150 Prozent gestiegen, und 
weitere drastische Erhöhungen 
sind zum 1. Okt. angekündigt.
(s. Artikel oben)

Wesentliche Ursachen für die 
drastischen Preisanstiege sind:
1)  Sanktionen gegen Russ-
land: Immer mehr setzt sich 
die Erkenntnis durch, dass die 
Sanktionen gegen Russland ein 
Schuss ins eigene Bein sind. Sie 
konnten den Krieg nicht verhin-
dern und dann nicht stoppen 

BALL-Antrag in der Stadtvertretung:

Keine Strom- / Gassperren bei sozialer Not! 

und sorgten für Preisanstiege 
am „Markt“. So konnte Russland 
seine Einnahmen noch steigern, 
während private Haushalte und 
Unternehmen unter exorbitanten 
Preiserhöhungen leiden und die 
Armut ansteigt . Es gibt auch 
aktuell keine „Energiekrise“: 
es könnte jede Menge Gas 
durch die fertige North Stream 
II-Pipeline bezogen werden. 
Stattdessen wird die Einfuhr 
von extrem umweltschädlichem 
Frackinggas vorbereitet , die 
Verbraucher zahlen für den 
Bau der Leitungen (z. B. von 
Brunsbüttel nach Hetlingen) und 
dann den hohen Preis. Das Wei-
terlaufen von Kohlekraftwerken 
und – immer häufiger diskutiert 

– ggf. von Atomkraftwerken sind 
nur ein Armutszeugnis für die 

Umweltpolitik von SPD/GRÜNE/
FDP und CDU 
2)  Weltweite Nachfrage: Nach 
der Corona-lockdown-Phase ist 
die weltweite Nachfrage nach 
Gas erheblich gestiegen, und 
das nutzten die multinationalen 
Energiekonzerne für hohe Preise 
und Milliardengewinne.
3)  Wetten u. Spekulation: Un-
durchsichtig und abartig zu-
gleich ist , dass durch Wetten 
auf steigende Gaspreise diese 
von großen Finanzinvestoren 
zusätzlich in die Höhe getrieben 
werden.   
     Massive öffentliche Proteste 
werden erforderlich sein, um 
die Bundesregierung zu einer
Änderung ihrer Politik zu bewe-
gen: notwendig ist eine beharr-
liche  Friedensinitiative der 
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IG Metall für höhere Renten
ie IG Metall startet eine Kampagne zum Thema „Rente
wie in Österreich“. Die Gewerkschafter kritisieren die 
deutlich niedrigeren Renten in Deutschland, die in wach-

sendem Masse – und das um so mehr bei den aktuellen Preisstei-
gerungen in vielen Bereichen – zu Altersarmut führen. In Öster-
reich lagen die Durchschnittsrenten 2019 bei Frauen rd. 543,– Euro 
und bei Männern 860,– Euro im Monat höher als in Deutschland. 
Der wesentliche Unterschied: In die Rentenversicherung zahlen alle 
Erwerbstätigen ein. Eine solche „Rentenreform von unten“ muß 
gegen die Interessen der Unternehmerverbände, Finanz-  und  Ver-
sicherungskonzerne  durchgesetzt werden, die – so die IG Metall – 
enorme Mittel einsetzen, um Politiker und Medien zu beeinflussen. 
Die BALL unterstützt die Kampagne der IG Metall.
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Bundesregierung, um den Krieg 
zu beenden. Notwendig ist 
die Beendigung der sinnlosen 
Sanktionen, unter denen große 
Teile der Bevölkerung leiden. 
n   Notwendig ist ein sofortiger 
Gaspreisdeckel wie in mehreren 
anderen EU-Staaten. In Deutsch-
land geschieht derzeit das Ge-
genteil. Durch eine Preisanpas-
sungsklausel werden extreme 
Preisanstiege für Verbraucherin-
nen zugelassen.
n  Ganz dringlich ist zudem, 
dass Gasversorger, insbe-
sondere Stadtwerke wie in 
Barmstedt, die den rasanten 
Preisanstiegen am Markt 
ausgeliefert sind, vom Bund 
abgesichert werden.
n  Wenn ein großer Gashänd-
ler wie Uniper in die Krise 

gerät, springt der Staat mit 15 
Milliardenhilfe ein. Es ist richtig, 
einen Kollaps der Versorgung zu 
verhindern. Das muss ebenfalls 
für die Stadtwerke gelten. Es 
kann auch nicht sein, dass der 
Staat unternehmerische Risiken 
ausgleicht und die Kosten 
auf die Bevölkerung abwälzt, 
während andere Unternehmen 
Milliardenprofite mit der Krise 
machen. 
     Für viele Menschen mit nor-
malem Einkommen sind Strom 
und Gas immer weniger bezahl-
bar. Zusammen mit dem Verbot 
von Sperren muss eine bezahl-
bare Grundmenge für Strom und 
Gas für alle gesetzlich garantiert 
werden.
    Die BALL hat bereits in
ihrem Kommunalwahlpro-
gramm verlangt, dass nie-
mandem aufgrund von sozia-
ler Not und Zahlungsproble-
men die Versorgung mit Gas 
oder Strom abgeschaltet wer-
den darf. Diese Forderung ist 
jetzt um so dringlicher. 

Die BALL wird in der nächs-
ten Sitzung der Stadtvertre-
tung am 6. September einen 
entsprechenden Antrag ein-
bringen: Keine Strom- und 
Gassperren bei Zahlungs-
problemen.

Immer mehr 
fordern Aus-
weitung der 
ärztlichen 
Versorgung

ie Einwohnerzahlen im 
Raum Barmstedt sind 
gestiegen, es leben vie-

le ältere Menschen in unserer 
Stadt, im Laufe der Jahrzehnte 
sind aber mehrere Arztpraxen 
verschwunden. Während der 
Pandemie sind die Hausarzt-
praxen zusätzlich schnell an 
ihre Grenzen geraten. Wegen 
des Andrangs und der Arbeits-
belastung ist die telefonische 
Erreichbarkeit eingeschränkt. 
Warteschlangen vor den Pra-
xiseingängen sind „normal”, 
neue Patienten werden nicht 
aufgenommen und selbst für 
„Bestandspatienten” ist es 
nicht leicht kurzfristig einen 
Termin zu bekommen.
       Das Hauptproblem liegt in 
der generellen Beschränkung 
der ärztlichen Versorgung in 
den Kreisen und Städten. Die 
Kassenärztliche Vereinigung 
(KV) legt fest , welche Ärzte 
sich wo niederlassen dürfen. 
Dabei wird leider nicht berück-
sichtigt, dass der Kreis Pinne-
berg flächenmäßig recht groß 
ist und vor allem Fachärzte sich 
im Hamburger Rand ansiedeln. 
Der ländlichere Norden des 
Kreises bleibt dabei oft auf der 
Strecke.
       Um der Forderung nach 
Ausweitung der ärztlichen 
Versorgung aus der Bevölke-
rung Nachdruck zu verleihen, 
führt die BALL gemeinsam mit 
der örtlichen SPD seit Mitte 
Juni eine Unterschriftenaktion 
durch. Mittlerweile ist diese 
Aktion sehr erfolgreich ange-
laufen. Allein an Informati-
onsständen auf dem Wo-
chenmarkt haben in kur-
zer Zeit mehrere hundert 
Bürgerinnen und Bürger 
die Forderung nach besse-
rer ärztlicher Versorgung 
in unserer Stadt unter-
schrieben. 
      Diese Aktion geht in den 
kommenden Wochen vor den 
Verbrauchermärkten und in den 
Wohngebieten weiter.
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Dr. Günter Thiel
Fraktionsvorsitzender

SPD/GRÜNE/FDP-Regierung gnadenlos:

Ab 1.Oktober nächste Gaspreiserhöhung
ie SPD/GRÜNE/FDP-Re-
gierung hat zum 1. Okt. 
die nächste drastische 

Gaspreiserhöhung um weitere 
rd. 50 % beschlossen!  Statt 
des russischen Gases soll sehr 
viel teureres Gas woandersher, 
u. a. US-Frackinggas, beschafft 
werden.  Die Mehrkosten gehen 
aber nicht zu Lasten der Profite 
von EON, RWE und anderen, 
stattdessen besitzt die Ampel-
Regierung die Kaltschnäuzigkeit 
die Folgen ihrer sinnlosen und 
klimaschädlichen „Sanktionspo-
litik“ ein weiteres Mal auf die 
Bevölkerung abzuwälzen. Zum 
1. Okt. sollen die Grundversor-
ger – so die Stadtwerke – eine 
„Gasbeschaffungsumlage“ sowie 
eine „Gasspeicherumlage“ auf die 

Verbraucher abwälzen. Der Brut-
topreis von bislang 14,35 Ct pro 

Kilowattstunde steigt dann nach 
Expertenschätzung auf rd. 22 Ct. 

Das kann niemand bezahlen. Das 
wird Millionen Menschen, aber 

auch zahlreiche Unternehmen in 
die Existenznot treiben. Jüngste 
Gutachten rechnen mit Hundert-
tausenden weiterer Arbeitsloser. 
Die BALL sagt zu dieser Politik 
entschieden NEIN und unterstützt 
die Forderung, die Extraprofite 
der Kriegsgewinnler – Rüstungs- 
und Energiekonzerne – durch 
eine „Übergewinnumlage“ ab-
zukassieren. Noch notwendiger 
aber sind aktive politische Initi-
ativen der Bundesregierung zur 
Beendigung des Krieges. Und 
wie lange Bevölkerung, Unterneh-
men und Gewerkschaften sich 
das alles noch bieten lassen, ist 
auch nicht unwichtig
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etzt liegt der Jahresabschluss 
der Stadt für das Haushalts-
jahr 2021 vor. Die Stadt hat, 

wenn Einnahmen und Ausgaben 
verrechnet werden, einen Verlust 
von rd. 2,2 Mio. Euro (2020: 1,4 
Mio) gemacht. Wenn man Sar-
kasmus liebt, kann das als gutes 
Ergebnis angesehen werden, da 
der Haushaltsplan für 2021 von 
einem Verlust von rd. 6.8 Mio 
Euro ausging. Die BALL kritisiert, 
dass mit derart unrealistisch über-
höhten Defiziterwartungen Druck
auf Ausgaben für Personal, Schu-
len, soziale und kulturelle Einrich-
tungen gemacht wird. Letztlich 
das Wesentliche: Das tatsächli-
che Eigenkapital der Stadt (ohne 
eine Sonderrücklage) schmilzt 
durch den Jahresverlust auf rd. 
1,2 Mio. Euro zusammen. Da der 
Haushaltsplan für 2022 einen Jah-
resverlust von rd. 3,1 Mio Euro 
vorsieht, ist absehbar, dass Ende 
diesen Jahres das Eigenkapital 
der Stadt im günstigsten Fall 
weg ist. Für die kommenden 
Jahre ist keine Besserung in Sicht. 
Tröstlich ist, dass viele Gemein-
den in einer ähnlich prekären 
Situation stecken. Die von der 
CDU/Grünen/FDP-Landesregie-
rung durchgeführte Gemeinde-
finanzreform hat außer Worten 
nichts gebracht. Die Ursachen 
der Finanznot in Barmstedt lie-
gen nicht in Barmstedt: Es wer-
den die höchsten Steuern erho-

ben, die Ausgaben beschränken 
sich in vielen Bereichen – wenn 
überhaupt – auf das Mindeste, 
viele Ansätze sind seit Jahren ein-
gefroren. Die Gemeinden erhal-
ten zur Bewältigung ihrer Auf-
gaben zu geringe Steueranteile 
am staatlichen Gesamtaufkom-

men, und das muß sich ändern. 
Überfällig ist ein Schuldenschnitt 
für besonders finanzschwache 
Kommunen. Statt mit einem 100 
Mrd. Euro Sondervermögen und 
einer Erhöhung der jährlichen 
Rüstungsausgaben auf mindes-
tens 2 % die Kriegswirtschaft 

Stadthaushalt: Nichts mehr da
J

as Thema „Bücherei-
Neubau“ ist keine Dis-
kussion über lediglich 

einen Standortwechsel der 
Kultureinrichtung, sondern die 
vielleicht einmalige Gelegen-
heit „den Wischhof“ als ein 
größeres Projekt für Barmstedt 
zu betrachten. Es geht nicht 
um einen exorbitanten Neubau 
nach „skandinavischem Modell”, 
sondern lediglich um die em-
pfohlenen 678 Quadratmeter 
des Schleswig-Holsteinischen 
Büchereiverbandes, die für eine 
Stadt mit der Größe Barmstedts 
schon lange nötig wären. Der 
Wischhof böte die Möglichkeit, 
diese Fläche neu und moderner 
zu gestalten. Außerdem könn-
ten auf einen ebenerdig ange-
legten Bau für die Bücherei noch 
kommunale Wohnungen ent-
stehen, die dringend gebraucht 
werden.

    Im Holstenring, der ebenfalls 
zur Diskussion steht, ist die 
Möglichkeit eines Anbaus an 
das alte Gebäude mit maroder 
Bausubstanz angedacht. Auch
ein Anbau würde den Mitar-
beiterinnen der Bücherei nicht 
den Raum bieten, um all das 
anbieten zu können, was in an-
deren Städten ähnlicher Größe 

D

schon angeboten wird. Denn 
die Gesamtfläche wird aufgrund 
der räumlichen Lage begrenzt 
bleiben, ebenso wie eine Barrie-
refreiheit.
    Die Innenstadt als Bücherei-
standort ist eindeutig ein Plus-
punkt für zum einen die Büche-
rei und Barmstedt insbesondere. 
Damit begegnen wir aktiv der 
Gefahr des Aussterbens unserer 
Innenstadt, denn die besteht 
weiterhin. Warum nicht die 
Innenstadt mit einer Bücherei in 
ihrer eigentlichen Funktion als 
Literaturversorger und Kulturein-
richtung und zudem als Begeg-
nungsort erweitern? Ein zentral 
gelegenes Gebäude, in dem 
man nicht nur Bücher und an-
dere Medien entleihen, sondern 
sich auch begegnen kann, um 
gemeinsam etwas zu erleben. 
Das ist im jetzigen Gebäude am 

Holstenring nicht möglich und 
wird auch mit aufgestockter 
Quadratmeterzahl noch schwie-
rig bleiben. Für Basisangebote, 
wie etwa Büchereieinführungen 
für Kindergartengruppen und 
Schulklassen, ist so gut wie kein 
Platz. Ähnlich ist es bei anderen 
Angeboten, wie Lesungen oder 
Workshops. Gerne würden die 
Schulen enger und konstanter 
mit der Bücherei zusammen-
arbeiten, ein Besuch im ersten 
Schuljahr und der Erhalt des
Leseausweises alleine reichen da 
nicht aus. Und von der Zusam-
menarbeit würden beide pro-
fitieren – die Bücherei bekäme 
neue interessierte Kundschaft 
und die Schulen erführen neue 
Lernorte. 
     Auch für alle anderen, wie 
etwa die Seniorinnen und Seni-
oren, entstünde ein neuer Platz 

und böte Platz für neue Syner-
gien. Warum nicht Lesestunden 
oder Lesungen von Schülern für 
ältere Bewohner aus Barmstedt 
oder der Umgebung? Oder um-
gekehrt. Dafür hat Barmstedt 
als Kleinstadt mit einer Einwoh-
nerzahl von knapp über zehn-
tausend Einwohnern doch alle 
Voraussetzungen.  
    Ein modernes, barrierefreies 
und ökologisch durchdachtes 
Gebäude am Wischhof wäre 
ein zentraler Anlaufpunkt und 
verspräche Aufenthaltsqualität 
und Belebung der Innenstadt. 
Familien könnten vor oder nach 
dem Einkaufen kurz oder auch 
lang in der Bücherei verweilen. 
Oder die Kinder besuchen die 
Bücherei und die Eltern kaufen 
ein und bleiben noch in der 
Innenstadt gebunden. Alles 
ist fußläufig erreichbar. Ältere 
Kinder verabreden sich an oder 
in der Bücherei.
     Solche Orte der Begegnung 
fehlen uns in Barmstedt noch. 
Und auch eine Vernetzung von 
zum Beispiel Schule, Bücherei 
und Senioreneinrichtungen wäre 
ein Schritt in diese Richtung, ein 
Mit- und Füreinander.
     Die BALL befürwortet einen 
attraktiven, angemessenen und 
den Empfehlungen entsprechen-
den Neubau am Wischhof. 
Damit Barmstedt weiterhin ein 
attraktiver Wohn- und Arbeits-
ort im Kreis bleibt.

Eine Bücherei als Begegnungsort 

Thekla Ziesenitz

ine sehr lange Zeit er-
hob die Stadt von den 
Sportvereinen keine 

Sportstättennutzungsgebüh-
ren. Das war wichtig, um die 
Mitgliedsbeiträge möglichst 
niedrig zu halten, so dass 
möglichst alle am Kinder- und 
Erwachsenensport teilhaben 
können. Immer wiederkeh-
rende Vorstöße wurden von 
den Vereinen vor allem mit 
Unterstützung durch BALL und 
FWB abgewehrt. 2015 gab die 
Stadtvertretung – nicht jedoch 
die BALL-Fraktion – dann dem 
Druck der Kommunalaufsicht 
nach und bat die Sportvereine 
über einen Zeitraum von fünf 
Jahren mit rd. 9.000,– Euro 
jährlich zur Kasse. Seit 2021 
sind die Sportstättennutzungs-
gebühren nach Gegenwehr der 
in der „Sportstadt Barmstedt“ 
kooperierenden Vereine vor-
erst wieder ausgesetzt, u. a. 
auch weil wegen der Corona-
Einschränkungen der Sportbe-
trieb lange Zeit nicht oder nur 
eingeschränkt möglich war. Ab 
2023 kommt auf die Sportver-
eine eine weitere Ungewißheit 
zu, welche Auswirkungen eine 
Änderung des Umsatzsteuer-
gesetzes für die Vereine hat. 

Der beste Weg, um für die 
Sportvereine mit ihren gut 
3.000 Mitgliedern Klarheit zu 
schaffen und auf die Erhebung 
von Sportstättengebühren 
dauerhaft zu verzichten, be-
steht in einer Änderung der 

„Nutzungs- und Entgeltordnung 
der Stadt für die Sportan-
lagen der Stadt Barmstedt“. 
Dort muss durch Streichung 
von zwei Sätzen in § 7 die 
Erhebung von Sportstätten-
nutzungsgebühren abgeschafft 
werden.  Am 1. Sept. 21 haben 
die Fraktionen von BALL und 
FWB einen entsprechenden 
gemeinsamen Antrag im 
Ausschuss f. Schule, Kultur 
und Sport eingebracht. Dieser 
Antrag scheiterte knapp, weil 
nicht alle mitstimmen durften. 
Die BALL ist der Auffassung, 
dass noch in diesem Jahr 
die Stadtvertretung darüber 
beschließen sollte. Da auch 
Vertreter anderer Fraktionen 
in den Vorberatungen sich für 
die entgeltfreie Nutzung der 
Sportanlagen ausgesprochen 
haben, dürfte es eine breite 
Mehrheit für die Förderung 
des Jugend- und Erwachse-
nensports geben.
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Sportstättennutzungsgebühren: 

Abschaffen

ach 20 Jahren Krieg zo-
gen jetzt die westlichen 
Staaten ihre letzten Sol-

daten aus Afghanistan ab. Was 
für ein Wahnsinn, ein ganzes 
Land anzugreifen, angeblich als 
Rache und Vergeltung für die Flug-
zeugattacken vom 11. September 
2001 in New York. Ein ganzes 
Volk als Geisel zu nehmen für 
den Terrorakt von Al-Qaida, einer 
kleinen Terrorgruppe, die zuvor 
im Afghanistankrieg der Sowje-
tunion von den USA aufgebaut 
und ausgerüstet worden war und 
sich weiterhin in Afghanistan auf-
hielt. Ganz abgesehen davon, 
dass die Mitglieder dieser Terror-
gruppe keine Afghanen, sondern 
Saudis waren. Außerdem war die 
damalige afghanische Taliban-Re-
gierung bereit, Osama bin Laden, 
den Anführer und seine Anhänger 
auszuliefern. Auf das Ausliefe-
rungsangebot ging die USA aber
nicht ein und begann mit Unter-
stützung anderer NATO-Staaten, 
inkl. Deutschlands, mit der Bom-
bardierung Afghanistans. Was 
2001 als „Operation Enduring 
Freedom” begann, endete nach 
20 Jahren Krieg, Zerstörung, 
Hunger und vielen menschlichen 
Opfern (über 250.000 Tote, Mil-
lionen Verletzte und Flüchtlinge, 
rd. 185.000 Zivilisten, Frauen, 
Kinder) im August 2021 in einem 
Chaos am Flughafen von Kabul.
     Zu Kriegsbeginn gab es in den 

USA Berichte von „atemberau-
benden Rohstoffvorkommen” in
Afghanistan. Profitträchtige Plä-
ne der amerikanischen Ölindu-
strie für den Bau einer großen 
Ölpipeline von Turkmenistan, Us-
bekistan und Tadschikistan an 

den Golf von Oman wurden ver-
handelt. Hier wollten die USA 
Einfluss auf die zukünftige Ölver-
teilung in Asien nehmen. Roh-
stoffe, Absatzmärkte, Transport-
wege und geostrategische Über-
legenheit waren also die Haupt-
gründe des Krieges. 2005 gab 
Condoleezza Rice (Außenminis-
terin unter George W. Bush) die
amerikanische Strategie in „Grea-
ter Middle East” öffentlich be-
kannt. In einer Rede kündigte sie 
als Ziel ein „kreatives Chaos” in 
der Region an. Die anschließen-
de „Neuordnung” der Region sei 
allerdings ohne „schmerzhafte 
Geburtswehen” nicht zu haben. 

Bereits 2003 griff die US-Armee 
den Irak an. Es folgten die Kriege 
in Libyen und Syrien, die bis heu-
te anhalten, für deren „Begrün-
dung“ immer neue Lügenge-
schichten der Öffentlichkeit ver-
kauft wurden. 
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     Um in der Bevölkerung Unter-
stützung für den Kriegseinsatz der 
Bundeswehr aufzubauen, wurde 
von Brunnenbau, Entwicklungs-
hilfe, Demokratieaufbau und 
Menschen- bzw. Frauenrechten 
gesprochen. Bei Umfragen spra-
chen sich dennoch immer über 60 
Prozent der Bundesbürger gegen 
den Bundeswehreinsatz aus. Das 
Verdienst der LINKEN im Bundes-
tag war es – seit Beginn des Bun-
deswehreinsatzes unter Schröder/
SPD/Grünen 2001 – keinem der 
Kriegseinsätze in Afghanistan zu-
gestimmt zu haben.
     Die US-Bevölkerung zahlte für 
die Gesamtkosten des Krieges 

Barmstedter Linke Liste fordert:

Schluss mit Sportstättennutzungsgebühren

Krieg ist keine Lösung:

Ende eines sinnlosen Desasters

eit Jahrzehnten sind die 
Sportförderungsmittel der 
Stadt zur Unterstützung 

des Kinder-, Jugend- und Breiten-
sports bei knapp 15.000,– Euro 
eingefroren, durch entsprechende 
Preissteigerungen im Laufe der 
Zeit real um ca. 30 – 50 % ge-
sunken. Wenigstens konnten
die Sportvereine – BMTV, SSV
Rantzau, FC Heede - die städti-
schen Schulsportanlagen außer-
halb der  Schulzeiten kostenlos 
nutzen. So heißt es in den Sport-
förderungsrichtlinien von 1979: 

„ Die städtischen Sport-/Schul-
sportstätten werden den Vereinen
 entsprechend den Benutzungs-
ordnungen entgeltfrei zur Verfü-
gung gestellt.“  Damit war 2016 
Schluss. Gegen den Widerstand 
der Sportvereine und die massive 
Kritik von BALL und FWB drückte 
die Stadtvertretung den Sport-
vereinen jährlich rd. 9.000,– Euro  
an Sportstättennutzungsgebüh-
ren auf. Am Ende hatte nur noch 
die BALL gegen die Sportstätten-
nutzungsgebühren gestimmt. Von 
den einstigen 15.000,– Euro an 
Sportförderungsmitteln waren 
somit faktisch nur noch 6.000,– 
Euro verblieben – die Preissteige-
rungsrate gar nicht berücksichtigt. 
Das war ein schweres Foulspiel 
gegen die Barmstedter Sportver-

eine mit ihren 3.000 Mitgliedern. 
    Ende 2020 waren die zwischen 
Stadt und Vereinen getroffenen
Verträge zur Zahlung von Sport-
stättennutzungsgebühren ausge-
laufen. Die in der „Sportstadt 
Barmstedt“ kooperierenden Sport-
vereine haben mittlerweile gegen-
über der Stadt sich klar positio-
niert: sie lehnen eine weitere Zah-
lung von Sportstättennutzungs-
gebühren und somit neue Verträge
ab und fordern, dass die Nutzung 
der städtischen Schulsportanla-
gen wieder unentgeltlich bleibt.  

Die BALL-Fraktion unterstützt 
dies voll und ganz. In der Stadt-
vertretung wird die BALL dafür 
eintreten, dass auch in der Benut-
zungs- und Entgeltordnung die 
unentgeltliche Nutzung festgehal-
ten wird.  
     Im Raum steht eine weitere 
große Unsicherheit: Ab 1.1.2023 
muss eine von der EU-Kommis-
sion veranlasste Änderung des 
Umsatzsteuergesetzes von den 
Kommunen umgesetzt werden. 
Der Inhalt – sehr vereinfacht – be-
sagt, dass die Kommunen in Be-

reichen, wo sie als „Unternehmer“ 
auftreten und im Wettbewerb mit 
potentiellen privaten Anbietern 
stehen, auf ihre Einnahmen Um-

-satzsteuer raufschlagen müssen. 
Im Hintergrund dieser EU-Initiati-
ve stehen neoliberale Kräfte, die 
darauf aus sind für große lukra-
tive, gewinnträchtige Bereiche 
der öffentlichen Daseinsvorsorge 
privaten Profithaien den Zugang 
zu erleichtern. Das ist nicht so 
relevant in den Dörfern und Klein-
städten, aber diese haben mit 
den bürokratischen Folgen zu tun.
Offen ist, ob und wann dies auch 
für die Nutzung von städtischen 
Sportstätten durch Vereine gilt. 
Von Seiten der Stadt wurde im 
Juni letzten Jahres ein Gutachten 
vorgelegt, demzufolge die Stadt 
von den Sportvereinen „marktüb-
liche“ und damit horrende Hallen-
mietpreise erheben sollte. Allein 
für die Sporthallennutzung in 
der Schulstrasse wurden für den 
BMTV in einem Gutachten Kosten 
bis zu 30.000,– Euro jährlich kal-
kuliert, für den SSV Rantzau und 
den FC Heede wären die Beträge 
ebenfalls unbezahlbar.  Von die-
sen Zahlenspielen ist aktuell nicht 
mehr die Rede, aber eine erhebli-
che Ungewissheit bleibt.

S

rd. 2,3 Billionen Dollar, zu den 
großen Kriegsgewinnern zählten 
die US-Rüstungskonzerne. Die 
Kriegskosten für Deutschland 
liegen bei ca. 50 Milliarden Euro, 
anteilig sind das rd. 5 Millionen 
Euro für Barmstedt: damit hätten 
40 Sozialwohnungen gebaut 
werden können. 
    Obwohl der Kriegseintritt der
westlichen Staaten anfangs von
Teilen der afghanischen Bevöl-
kerung begrüßt wurde, gelang 
es den Talibankräften seit 2003 
wieder in Afghanistan Fuß zu fas-
sen. Als die finanzielle Belastung 
für die USA nicht mehr tragbar 
waren und der Krieg in der ameri-
kanischen Öffentlichkeit zuse-
hends abgelehnt wurde, began-
nen die USA mit den Taliban 
über die Zukunft Afghanistans zu 
verhandeln. Ab 2015 wurde der 
Aufbau der afghanischen Armee 
mit 350.000 Soldaten vorange-
trieben. Dies hat sich in den letz-
ten Wochen als „Fehlschlag” er-
wiesen. Die afghanische Armee 
hat sich selber aufgelöst, ist zu 
den ca. 70.000 Talibankämpfern 
übergelaufen und hat große Teile 
des Landes kampflos den Taliban 
übergeben. 
     Die CDU/CSU/SPD-Bundes-
regierung gab sich „überrascht“, 
dass der jahrelang schöngerede-
te Kriegseinsatz mit großen sinn-
losen Opfern auf einmal so plötz-
lich endete.

Lütte Lüüd sind in ihre 
neue Kita eingezogen

m 2. August war es
 endlich soweit . Zwar 
waren noch einige

Restarbeiten durch die Hand-
werker zu erledigen, aber 
wie geplant konnten die Kin-
der der Kita „Lütte Lüüd“ 
ihre neue Heimat an der Dü-
sterlohe in Beschlag neh-
men. 40 Elementar- und 30 

A Krippenkinder werden hier 
jetzt betreut . Zum Festhalten 
des quirl igen Lebens in den 
neuen Räumen und auf dem 
Außengelände überreichten 
die BALL-Stadtvertreter Günter 
Thiel und Klaus Kuberzig der 
Kita-Leiterin Si lke Beckmann 
eine wasserdichte Kamera .

m 26.08.2021 findet 
die Bundestagswahl 
statt. ICAN, ein Zu-

sammenschluss von 700 Or-
ganisationen weltweit ruft 
dazu auf, nur Kandidatinnen 
und Kandidaten zu wählen, die 
sich für die Abschaffung von 
Atomwaffen einsetzen.

2017 einigten sich in der 
UNO 122 von 193 Staaten auf 
einen weltweiten Atomwaffen-
verbotsvertrag. Dieser ist am 
22. Januar 2021 in Kraft getre-
ten. Der Vertrag verbietet Staa-
ten Atomwaffen zu entwickeln, 
zu testen, zu produzieren und 
zu besitzen. Außerdem sind 
die Weitergabe, die Lagerung, 
der Einsatz sowie die Andro-
hung verboten. 

Atomwaffen sind eine Her-
ausforderung für die ganze Men-
schheit. Ihr Einsatz könnte die 
Existenz der Gattung Mensch 
beenden. Bereits in den ver-
gangenen Jahrzehnten schlid-
derte die Menschheit etliche 
Male allein durch Computerfeh-
ler, Fehlalarme oder Unfälle am 
Atomkriegsinferno vorbei. Die 
offenen Atomkriegsplanungen 
der US-Militärs während des 
Koreakriegs sind vergessen.

In Europa lagern ca. 200 ein-
satzbereite US-Atombomben. 
Die US-Bomben, die davon in
der Bundesrepublik lagern, sol-
len im Kriegsfall mit deutschen 
Piloten und speziellen Atom-
bombern in Europa ins Ziel ge-
bracht werden. Durch diese so-
genannte „Nukleare Teilhabe” 
erhofft sich die Bundesregie-
rung beim Einsatz der Bomben 
mitreden zu dürfen. Dies wird 

aber bisher von der amerikani-
schen Seite abgelehnt. Während 
des „kalten Krieges“ war es Teil
der zynischen Strategie Atom-
waffen auch auf deutschem Bo-
den zur „Verteidigung“ einzu-
setzen.

Das Perfide an der Begriff-
lichkeit „Nuklearer Teilhabe” ist, 
dass sie zum einen harmlos klingt 
– „Teilhabe“ klingt positiv, fast 
wie „Demokratie“ – und dass 
sie zum anderen so sehr in den 
aktuellen Sprachgebrauch ein-
gedrungen ist, dass eben kaum 
noch jemand aufhorcht, wenn 
von „nuklearer Teilhabe“ die
Rede ist; dass sich eben kaum 
noch jemand Gedanken macht. 
Dabei sprechen wir immerhin 
über Waffen, von denen Einzelne 
jeweils einen hunderttausend-
fachen Massenmord verüben 
könnten. 

Trotz dieser Verharmlosungs-
versuche sprechen sich laut aktu-
eller Umfragen 85% der Bevöl-
kerung für den Abzug dieser 
Waffen aus Deutschland aus. Für 
ein Atomwaffenverbot sind sogar 
93% der Befragten. Aber die jet-
zige CDU-/SPD-Bundesregierung 
weigert sich dem  Atomwaffen-
verbotsvertrag beizutreten. 

Da die US-Regierung eine 
„Modernisierung” ihrer Atom-
bomben (noch zielgenauer) vor-
nimmt, hat das Verteidigungs-
ministerium den Ankauf von 
45 amerikanischen Kampfflug-
zeugen, die für den Einsatz der 
neuen Atombomben zertifiziert 
sind, eingeplant. Wie es jetzt 
weitergeht, wird die neue Bun-
desregierung entscheiden. 

A

Gegen einen Rüstungs-
wettlauf! Die Waffen müs-
sen endlich schweigen!

„Mit unseren Aktionen und 
Kundgebungen am diesjähri-
gen Antikriegstag warnen wir 
vor einer weiteren Militarisie-
rung der Debatte. Der Ukraine-
Krieg darf uns nicht zu dem Irr-
glauben verleiten, Frieden lie-
ße sich mit Waffen schaffen. 
Hinzu kommt, dass jeder Euro, 
der zusätzlich für Aufrüstung 
ausgegeben wird, an anderer 
Stelle zu fehlen droht. Die Finan-
zierung militärischer Friedens-
sicherung darf weder auf Kos-
ten der Leistungsfähigkeit un-
seres Sozialstaates gehen und 
die soziale Ungleichheit in un-
serem Lande verschärfen. Noch 
darf sie dazu führen, dass die 
dringenden Zukunftsinvestitio-
nen in die sozial-ökologische

Transformation ausbleiben. Des-
halb wollen wir ein Zeichen set-
zen: Gegen einen neuen welt-
weiten Rüstungswettlauf. Ge-
rade der Ukraine-Krieg zeigt, 
wie wichtig es ist, am Ziel 
einer weltweit kontrollierten 
Abrüstung festzuhalten. Die 
Festlegung der Bundesregie-
rung, den deutschen Rüstungs-
haushalt dauerhaft auf das 
Zwei-Prozent- Ziel der NATO 
oder darüber hinaus aufzusto-
cken, lehnen wir auch deshalb 
entschieden ab. Außerdem for-
dern wir die Bundesregierung 
auf, mit dem angekündigten 
Rüstungsexportkontrollgesetz 
umgehend für eine deutliche 
Beschränkung von Waffenex-
porten zu sorgen.”

In der Erklärung des Deutschen Gewerkschaftsbundes 
zum Antikriegstag am 1. September 2022 heißt es:

Vorerst auf Eis gelegt
erzeit fehlen ca. 500.000 
Wohnungen. So steht es
in einer Studie, die von 

einem Bündnis aus Mieterverei-
nen, Sozialverbänden und Bau-
wirtschaft in Auftrag gegeben
wurde. Der Grund für die Woh-
nungsknappheit liegt in den Fehl-
einschätzungen und Versäumnis-
sen der Bundesregierungen in
den letzten 20 Jahren. Nun müss-
ten dringend mehr Wohnungen 
gebaut werden – vor allem mehr 
Sozialwohnungen, so das Bünd-
nis. Ständig steigende Mieten
sind die „Antwort des Marktes” 
auf diesen Mangel. Die Mietkos-
ten liegen inzwischen um bis zu
45 Prozent über denen von 2015. 
Für die fehlenden Sozialwohnun-
gen bezahlt der Staat indirekt 
durch immer höhere Mietzu-
schüsse. Um die Wohnungsknapp-
heit zu verringern sah sich die 

neue Bundesregierung gezwun-
gen, bis 2025 jährlich 400.000 
neue Wohnungen pro Jahr, da-
von 100.000 Sozialwohnungen 
einzuplanen. Doch um das Ziel zu
erreichen, braucht es jetzt deut-
lich mehr Geld als bislang vor-
gesehen. Gestiegene Transport-
kosten, Baumaterialien und der 
Arbeitskräfteeinsatz: Alles, was 
zum Neubau gebraucht wird, 
ist teurer geworden. Deshalb 
befürchten zahlreiche Wohnungs-
baugesellschaften, die Neubau-
projekte nicht angehen zu kön-
nen, die sie für 2022 geplant hat-
ten. So teilte es auch die GKB – 
Baugenossenschaft Pinneberg in 
einem Infobrief an die betroffe-
nen Bewohner in der Königsber-
ger Straße mit.
    Die GKB will die Reihenhäuser 
aus den fünfziger Jahre abreißen 
und durch neue Reihenhäuser 

und Wohnblocks ersetzen. Ein 
Teil der alten Häuser wurde be-
reits abgerissen. Die in den letz-
ten Jahren von der Stadt dafür 
erarbeiteten Bebauungspläne, die 
Berechnungen, Planzeichnungen 
sowie die Baugenehmigung 
liegen mittlerweile vor. Nach 
aktuellen Kalkulationsangeboten 
würde das Bauvorhaben bereits 
im 1. Bauabschnitts (die Errich-
tung von 3 Wohnblocks) rund 
2,7 Millionen Euro mehr kosten 
als ursprünglich vorgesehen. Die 
gewaltigen Mehrkosten kann die 
Baugenossenschaft derzeit nicht 
tragen und hat den Baubeginn 
zunächst ausgesetzt. Dazu heißt 
es im einem Infoschreiben: „Wir 
stehen quasi in den Startlöchern 
und werden bauen, wenn es die 
Lage wieder zulässt. Wann das 
sein wird, kann niemand vorher-
sagen.”

D

anzukurbeln, kann mit einem 
Bruchteil dessen die Finanznot 
der Kommunen wirkungsvoll 
gelindert werden, so dass diese 
ihren Aufgaben im Bereich des 
Klimaschutzes, der Bildung und 
der Hilfe bei sozialer Not besser 
nachkommen können.


